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Das Konzept des Dr. Wolfgang Harich 
Wie sich Intellektuelle der Sowjetzone eine Reform an Haupt und (Gliedern der Einheitspartei vorstellen 

FRANKFURTER ALLGEMEIN! ΕΕΓΠ7ΝΟ 

Dr. Wolfgang Harich ist In Ost'BerUn tv* gen 
hoàivfTfatetLiiiwr Umtriebe zu zehn Jahren Zucht· 
haut κrurlcilt worden. \\'<a Harich und seine 
Freunde wollten, geht am ihrem Programm hervor, 
des dai Ottbtim der Snzialdemokrailichen Partei 
Deutsiblaiuh omtiffemtH&U. Cl hat folgenden 
Wortlaut (Die Ztoutbrnübenchtiftm stemmen von 
der Redaktion; die Abh KP für Kommu-

• di<,litifie l'Aniwitnpar· 
tei DeutmhhuuU, DDR für Deuttche Demokratien· 
Republik [Sowfetsone] und XK fur '/.entralkomi-
tee blieben erhalten): 

Wir sind eine Gru«» von SED-Funkllo-
nSren, die über eine breit* bewußte und über 
eine noch breitere unbewußte Anhängerschaft 
verlögt. Diese Anhängerschaft hat »ich beson­
der* eu» den Kulturinstliulionen der DDR her­
ausgebildet aus Universitäten, Hochschulen, 
Zeitungsredaktionen, Verlagen und Lektoraten. 

Wir lernten besonders aus den Beschlüssen 
de« Zwanzigsten Parteitages der KPdSU und 
•us unseren Kontakten mit ausländischen Ge­
nossen. Durch persönliche Diskussionen mit 
polnischen, ungarischen und jugoslawischen 
Genoeeen wurden wir in der Richtigkeit unse­
ren» Auffassungen bestätigt. Besonderen Ein­
fluß hat auf unsere ideologische Entwicklung 
der Genosse Georg Lukacs genommen. 

Bertolt Brecht hat mit unserer Gruppe bis 
m seinem Tode stark sympathisiert und in ihr 
die gesunden Kräfte der Partei gesehen. In un­
seren häufigen Diskussionen mit Bertolt Brecht 
konnten wir feststellen, wie verbittert er über 
die bestehenden Zustünde in der DDR war. 

In unserer Gruppe fand ein langer ideologi­
scher Klärungsprozeß statt, der seinen Anfang 
kurz nach Stalins Tod nahm und durch den 
17, Juni stark beschleunigt wurde. Nach dem 
Zwanzigsten Parteitag der KPdSU haben wir 
eine Plattform über den besonderen deutschen 
Weg zum Sozialismus ausgearbeitet und woll­
ten sie in der Partei diskutieren. 

Wir haben versucht, diese Plattform an die 
Parteiführung heranzutragen. Aber wir wur­
den abgewiesen und überhaupt nicht emp­
fangen. Fred Oelssner, Paul Wandel und Kurt 
Hager ließen uns in ihren Vorzimmern abferti­
gen, ohne sieh über unser Anliegen zu infor­
mieren und ohne unsere Plattform entgegen­
zunehmen. 

Daraufhin sahen wir uns gezwungen, dem 
sowjetischen Botschafter in der DDR — Ge­
nossen Puschkin — unsere Plattform zu über­
reichen, um sie auf diesem Wege an unsere 
Parteiführung heranzutragen. 

Wir wollen keine Renegaten »ein 
Wir sind der Meinung, daß unsere pol· 

Plattform als Grundlage einer Diskussion über 
die Erneuerung der Partei dienen kann. Wir 
haben nicht dto Absicht, einen Bruch mit der 
Kommunistischen Partei herbeizuführen. Wir 
wollen ksine Renegaten werden wie beispiels­
weise der Exkommunist Arthur Koestler. Wir 
wollen picht mit dem Marxismus-Leninismus 
brechen, aber wir wollen ihn vom Stalinismus 
und vom Dogmatismus befreien und auf seine 
humanistischen und undogmatischen Ge­
dankengänge zurückführen. 

Wir wollten unsere Konzeption vom beson­
deren <Ι· · un­
ser· 
Marxlsmus-Iveniniermri vollkommen legal in 
der Partei und In der DDR diskutieren und 
verwirklichen. Diese Legalitat findet aber dort 
ihre Grenze und ihr Ende, wo die gegenwär­
tige Parteiführung den Boden der Legalität 
verläßt. Nach unserer Meinung hat die Partei­
führung diesen Boden der Legalität bereits 
verlassen. Ausdruck dafür war die Dritte Par­
teikonferenz der SED mit ihrer Verniedlichung 
des Zwanzigsten Parteitages der KPdSU. Aus­
druck dafür ist ferner das Verhalten unserer 

Parteiführung gegenüber den Ereignissen in 
Polen und Ungarn. Man geht in unserer Partei 
trotz gegenteiliger offizieller Behauptungen 
systematisch zum Personenkult zurück. 

Man würgt in unserer Partei die Diskus­
sionen ab, knebelt die Presse und bezeichnet 
vollkommen unmarxistisch jede Unzufrieden­
heit der Arbeiter als das Werk imperialisti­
scher Agenten. In einer aolchen Situation darf 
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die Parteidisziplin nicht Selbstzweck werden. 
Wir haben In Karl Liebknecht unser Vorbild, 
der 1014 und 1918 die Parteidisziplin brach, um 
die Partei zu retten. 

Wenn wir daher mit unserer gegenwärtigen 
Parteiführung brechen, so bedeutet dieser 
Bruch keinen Bruch mit der Kommunistischen 
Partei, denn eine Parteiführung ist niemals 
identisch mit der Partei. Wir haben auch nicht 
die Absicht, die DDR im Stich zu lassen und 
uns als Bürger der DDR der Verantwortung 
für den augenblicklich herrachenden Zustand 
in der DDR zu entziehen. 

Wir haben alle Schuld an der Situation, wie 
sie von unserer Partei in der DDR herbeige­
führt worden ist. Darum haben wir jetzt auch 
die Pflicht, diese Situation in unserem Sinne 
zu ändern und für eine solche Aenderung zu 
kämpfen. 

Darum ist es auch unsere Pflicht, von un­
serer Seite her eine neue Haltung gegenüber 
der SPD ι inen; denn die SPD ist die 
stärkste Arbeiterpartei Deutschlands und hat 
in! Westdeutschland die Einhelt'der Arbeiter­
klasse verwirklicht. 

Wir sind mit der SPD in fielen Punkten 
nicht einverstanden. Das sind vor allen Dingen 
die in der SPD vorhandenen bürgerlich-demo­
kratischen und teilweise auch opportunistischen 
und revisionistischen Tendenzen. Aber wir sind 
mit der SPD in den zentralsten Fragen ein-
ventanden. Aus dieser Uebereinstlmmung in 
den zentralsten Fragen ergibt sich auch die 
Möglichkeit zur Ueberwindung der Spaltung 
Deutschlands. 

Nicht allein die Kommunisten machen selig 
Wir sind der Ansicht, daß der Kapitalismus 

in Westeuropa »einem Ende zugeht und histo­
risch überlebt ist. Wir sind der Ansicht, daß 
der Sieg des Sozialismus in Westeuropa un­
vermeidlich ist. Wir glauben aber nicht, daß 
der Sk-g des Soziallsmus in Westeuropa durch 
ein«· tlon herbeigeführt werden muß. 
Wir glauben, daß der westeuropäische & 
lismus den Kapitalismus in friedlicher Weise 
ablösen wird. 

Wir sind der Ansicht, daß dieser Umwand-
lungsprosteii des Kapitalismus in den Sozialis­
mus in Westeuropa nicht überall unter der 
Führung der Kommunistischen Partei vor sich 
gehen wird, sonde«! daß in · ndern die 
Kommunisten diesen Prozeß überhaupt nicht 
werden leiten künnen. 

Der Soziallsmus ist ein objektiver Prozeß 
und nicht an den Namen einer Partei gebunden, 
die sich mit dem Soziaiismus identifiziert. Wir 
sind dar Meinung, daß in Westdeutschland nur 
die SPD den Sozialismus verwirklichen kann, 
weil die Kommunisten in Westdeutschland jeg­
lichen Einfluß auf die westdeutsch· Arbeiter­
klasse verloren haben. 
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einer echten Koexistenz, die dem Osten po­
litische Freiheit und Demokratie und dem 
Westen Wirtschaftsstrukturen bringen wird, 
die er zumindest für seine Grundstoffindu­
strie übernehmen muß. 

Diesen Prozeß wollen wir in der DDR be­
schleunigen, um damit den Gegensatz Ost-West 
abzuschleifen und zu einem friedlichen Zusam­
menleben in Europa zu kommen. 

Sowjetunion nicht mehr vorbildlich 
Unser Verhältnis zur UdSSR wird dindi 

folgende Uebeiiegungen bestimmt: 
Wir sehen in der UdSSR den ersten sozia­

listischen Staat der Welt. An dieser Tatsache 
konnte auch der Stalinismus nichts ändern. Der 
sowjetische Sozialismus kann jedoch nicht vor­
bildlich fur alle Länder sein und ist es * 
im Innern der UdSSR nicht mehr. Er I 
seiner heutigen Form zu einem Hemmm. 
•Ine weitere sozialistische Entwicklung der 
UdSSR geworden. 

Diese Formen des sowjetischen Sozialismus 
waren für eine ganze historische Ep 
vermeid! ich und erwuchsen aus der R 
digkeit Ru aus seinen fehlenden demo­
kratischen Traditionen, aus dem Ueberhand-
nehmen des Partei- und Staatsapparates über 
das öffentliche Leben und aus dem Bestreben, 
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Volksmassen gegenüber dem stalinistischen 
Partei- und Regierangsapparat und seinen Me­
thoden. Wo f ¡.»em Klassenkampf die 
gesunden Kräfte «der Partei an die Spitze 
setzen, führt dies zur Ueberwindung 
der Entartung und 'Tentwicklung zum 
Sezialismus hin Pelen ist dafür der deutlichste 
Beweis. 

Der stalinistische Apparat hat seit Stalins 
Tod gemerkt, daß es so nicht weitergeht und 
Konzessionen an die Volksmassen gewährt 
werden müs ι ruck dafür waren der 
Malenkow-Kurs m der UdSSR und die Stalin-
Kritik Chrus< h Der Zwanzigste Partei­
tag der KPdSU wir der Versuch, die drohende 
Revolution von unten durch eine Revision von 
oben auf. t im enthält der Zwan­
zigste Parteitag d*T KPdSU sowohl Elemente 
de» Alten als auch Elemente des Neuen, die 
sich aber In der Pfaxis noch nicht durchsetzen 
konnten, weil de: ¡nistische Apparat 
erbitterten Widen let 

Gegenwärtig vwsucht die Sowjetunion die 
Entstalinisierung «uf die Volksdemokratien 
genau so schematisch zu übertragen wie früher 
die Stallnlslerung. Daraus entstehen Reibungen 
und Versuche, die Entstalinisierung In den 
Volksdemokratien,auf eigene Weise zu lösen. 
Das zwingt die Sowjetunion wiederum, auf 
diese Versuche stalinistisch zu reagieren und 
zu typisch faschistischen Methoden zu greifen. 

Beweise: 
Falsche Stellungnahme der UdSSR zum 

Togliatti-Intervie* nach dem Zwanzigsten Par­
teitag der KPd· 

Zirkulär, brief -U an alle Kommu­
nistischen Parteien über Jugoslawien; 

Verhalten gegenüber Polen und Ungarn; 
Aufrechterhalten des Stalinismus in der DDR. 

Zu diesem Rückfall der .Sowjetunion in den 
Stalinismus ist zu sagen, daß damit der An­
spruch der UdSSR auf eine Führerrolle inner­
halb des sozialistischen Lagers nicht mehr be­
rechtigt ist, obwohl die UdSSR das stärkste 
sozialistische Land der Welt Ist. Die gegenwär­
tige natio -stalinlstisene Position der 
KPdSU kann nur überwunden werden, wenn 
sie auf den Zwanzigsten Parteitag und den 
Malenkow-Kurs zurückgezwungen wird. 

Von innen her reformieren 
Aus der gegebenen Einschätzung der heuti­

gen Situation ziehen wir für die SED und für 
die DDR folgende Schlußfolgerungen: 

Wir wollen die Partei von innen her refor­
mieren. Wir wollen auf den Positionen des 
Marxismus-Leninismus bleiben. Wir wollen 
aber weg vom mus. Daraus ergibt sich 
für die Theorie des Marxismus-Leninimus: 

Sie muß ergänzt und erweitert werden 
durcit die Erkenntnisse Trotzkis und vor allen 
Dingen durch die Bucherine, sie muß ergänzt 
und erweitert werden durch die Erkenntnisse 
Rosa Luxemburgs und teilweise auch durch die 
Karl Kautskys. F* en wir das Wert­
volle aus den Erkenntnissen Fritz Sternbergs 
und anderer akratischer Theoretiker 
in die Theorie 'des Marxismus-Leninismus 
übernehmen, i >en die jugoslawischen 
Erfahrungen und ¡sse Ifl die Theorie 
àet Marxism " mit aufnehmen 
und dos Neue aus den theoretischen Diskus­
sionen tn den Ländern Polen und China, wo­
bei besonders der Achte Parteitag der chinesi­
schen KP von besonderer Bedeutung ist 

Wider die II err schaß dee Apparate 
Organisatorisch ergeben sich für unsere 

Partei folgende Maßnahmen: 
Die Herrschaft des Parteiapparate· über die 

Mitglieder muß radikal gebrochen werden. 
Der demokratische Zentralismus muß nach 

den Prinzipien von Marx, Engels und Lenin In 
der Praxis unserer Partei wiederhergestellt 
werden. Die Stalinisten müssen aus der Partei 
ausgeschlossen werden. 

Folgende Reformen sind In der DDR not­
wendig: 

Die Produktion muß auf die Erhöhung des 
Lebensstandards der Volksmassen umgestellt 
werden (Malenkow-Kurs); mit der Normen­
treiberei muß radikal Schluß gemacht werden. 

In den sozialistischen Betrieben und im so­
zialistischen Handel muß die Gewinnbeteili­
gung eingeführt werden; für die Arbeiter muß 
die Alterspension ebenso gesetzlich eingeführt 
werden wie für die Intelligenz; es muß Schluß 
gemacht werden mit den Prämien für die 
Spitzenfunktionäre. 

In allen sozialistischen Betrieben müssen 
Arbeiterräte nach jugoslawischem Vorbild ein­
geführt werden; die mittelständische private 
Industrie muß gefördert und mit der volks­
eigenen Industrie gleichgestellt werden. 

Mit der Zwangskollektivierung muß Schluß 
gemacht werden, weil sie nicht den besonderen 

Bedingungen Deutschlands entspricht; Auf-
ng der Landwirtschaftlichen Produktions-

Genossenschaften, um eine Katastrophe in der 
landwirtschaftlichen Produktion zu verhüten; 
Entwicklung eines gesunden Klein- und Mittel­
bauerntums. 

Schluß mit dem Kirchenkampf 
Wiederherstellung der völligen Geistesfrei­

heit; Schluß mit dem Kirchenkampf, der die 
Partei von den religiösen Schichten der Be­
völkerung isoliert; Herstellung der Autonomie 
der Universitäten; völlige Herstellung der 
Rechtssicherheit m der DDR; Auflösung des 
SSD und der Geheimjustiz. 

Schaffung einer Regierungsform in der 
DDR durch ein erweitertes Blocksystem, an 
dessen Spitze eine reformierte SED steht Wie­
derherstellung der völligen Souveränität des 
Parlamentes. 

Aufstellung von Einheitslisten des Blocks 
mit mehreren Kandidaten bei den Wahlen, so 
daß die Bevölkerung wirklich eine Wahl vor­
nehmen kann; die reformierte SED muß dabei 
an der Spitze bleiben; durchgreifende Ent-
bürokratisierung der Verwaltung von oben 
nach unten. 

Entwicklung einer Außenpolitik, die an dem 
Bündnis mit dem sozialistischen Lager bei Wah­
rung der völligen Unabhängigkeit und Gleich­
berechtigung festhält; freie und unabhängige 
Beratungen notwendiger Maßnahmen und der 

grundsätzliche Verbesserung der Situation ge­
genüber der stalinistischen Ara darstellt, dann 
haben wir auch das Recht, Westdeutschland 
Bedingungen zu stellen. Als Grundsatz unserer 
gesamtdeutschen Politik gilt: 

In einem wiederveremigten Deutschland 
darf es nicht zu einer kapitalistischen Restau­
ration kommen. 

Bevor es zu einer Wiedervereinigung kom­
men kann, müßten in der westdeutschen Bun­
desrepublik durch eine zukünftige SPD-Mehr­
heit im Bundestag folgende Maßnahmen durch­
geführt werden: Rückgängigmachung der Re­
militarisierung; Entfernung von Faschisten und 
Militaristen aus den staatlichen Stellen in der 
Bundesrepublik; Verstaatlichung der west­
deutschen Schlüsselindustrie; Aufteilung des 
Großgrundbesitzes, wo dia· volkswirtschaft­
lich und politisch notwendig ist; Beseitigung 
de* kapitalistischen Bildungsprivilegs in der 
Bundesrepublik, Austritt Westdeutschlands 
aus der Nato. 

Durch eine solch· Politik der SPD würden 
gesamtdeutsche freie Wahlen sur Tatsache 
werden. In diesen Wahlen wurden die restau-
rativen Kräfte in der Bundesrepublik und die 
Stalinisten in der DDR restlos isoliert werden. 

Wir sind uns darüber klar, daß bei einer 
solchen Politik die SPD bet gesamtdeutschen 
freien Wahlen die Mehrheit In ganz Deutsch­
land bekäme. Eine reformierte SED 
müßte diese Entscheidung des deutschen Vol­
kes bedingungslos anerkennen und respek­
tieren. 

Voraussetzung für eine zukünftige Einheit 
der deutschen Arbeiterbewegung ist eine vom 
Stalimsmus befreite SED, die in ihren An­
schauungen und In ihrer Politik völlig unab­
hängig ist. Wenn wir die SED reformieren, so U1- ia ,U» |V[I I)ULWCIIU1(LT J1JÇ1J.U 1,1, IUH.ll UHU *MI 1Ι€,Ι*β>» *·*« " ««II ** * l » ' V ™ · ' »v*VI m i n » u, ».. 

gemeinsamen Politik mit den Genossen anderer wäre eine reformierte SED nur noch eine linke 
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Wenn wir diese Reformen In der DDR 
durchführen und einen Lebensstandard schaf­
fen, der zwar nicht an den Lebensstandard 
Westdeutschlands heranreichen wird, aber eine 

marxistische Bewegung, die nichts mehr mit 
der KP alten Typus und Ihrer verhängnisvol­
len Entartung gemeinsam hätte. Damit würde 
alles wegfallen, was einer Einheit der deut­
schen Arbeiterbewegung im Wege steht 

Mehr soziaUlemohratische Züge 
Da in Westdeutschland die Einheit der deut­

schen Arbeiterklasse durch die SPD verwirk­
licht worden ist, würde eine zukünftige ein­
heitliche deutsche Arbeiterbewegung zwangs­
läufig durch den größeren Einfluß der SPD 
mehr die Züge der SPD annehmen als die der 
reformierten SED; aber zweifellos würde 
diese künftige einheitliche deutsche Arbeiter­
bewegung stärker links orientiert sein als die 
heutige SPD. Bevor wir jedoch an die SPD 
herantreten können, um ihr Forderungen zu 
stellen, müssen wir als SED Trennendes bei­
seite stellen. 

Uns trennt von der SPD gegenwärtig zwar 
vieles (bürgerlich-demokratische Illusionen, 
Tendenzen zum Opportunismus usw.), aber vor 
allem trennt uns von der SPD der Stalinismus. 
Darum muß sich die SED vom Stalinismus 
trennen, bevor eine Zusammenarbeit mit der 
SPD wirklich ehrlich möglich werden kann. 

Erst wenn wir uns von unseren Fehlern 
trennen, können wir die Fehler der SPD kriti­
sieren, wobei jedoch ein für allemal Schluß ge­

Professor Georg Lukacs, LUerarkritiker und 
Philosoph von hohen Graden, auf den Harich 
wui seine Freunde sidi berufen, ist der be­
deutendste und auch im Westen bekannteste 
Theoretiker des Marxismus. Er wurde nach 
dem ungarisdten Aufstand mit Imre Na&y aus 
Budapest fortgesdiafft. Sein Aufenthalt ist 
nicht bekannt. (Foto: dp«) 

macht werden muß mit der Diffamierung der 
SPD als kapitalistische Agentur. 

Der erste Schritt zur Zusammenarbeit mit 
der SPD muß gegenwärtig sein: Konspirative 
Zusammenarbeit der oppositionellen SED-Ge­
nossen mit der SPD zur Bekämpfung des Stali­
nismus, damit die ehrlichen und gesunden 
Kräfte der SED die SED von Innen her e*> 
obern können. 

Wenn das gelungen ist dann können offi­
zielle Kontakte zwischen der SPD und der re­
formierten SED aufgenommen werden. Daraus 
könnten sich die Keime einer zukünftigen Ein­
heit zwischen der SPD und der reformierten 
SED entwickeln, wobei bei einer Einheit keine 
Partei die andere schlucken darf. 

Stalinisten, die sich bis zuletzt an den Ver­
brechen der Ulbricht-Gruppe beteiligt haben, 
dürfen nicht in die neue Arbeiterpartei aufge­
nommen werden, sondern nur solche Kräfte, 
die aktiv gegen die staUnlitiscbe, Entartung der 
SED gekämpft haben. 

/1 aktionsbüdiuift und Konspiration 
Gegen uns steht der stalinistische Partei-

und Staatsapparat. Gegen diesen reaktionären 
Apparat müssen wir mit ganzer Kraft kämp­
fen. Die Grundlagen unserer oppositionellen 
Arbeit sind das Parteistatut der SED, der 
Zwanzigste Parteitag der KPdSU und die Be­
schlüsse de* 28. Plenums des ZK der SED. Wir 
wollen auf dieser Grundlage unsere oppositio­
nelle Arbelt vollkommen legal betreiben; aber 
wir greifen auch zur Methode der Fraktionsbil­
dung und der Konspiration, wenn uns der 
stalinistische Apparat dazu zwingt. * 

Wir nehmen Verbindung zu oppositionellen 
Kräften In den Volksdemokratien auf, um ge­
genseitig Erfahrungen auszutauschen. 

Die oppositionellen SED-Genossen müssen 
enge Kontakte zur Bevölkerung in der DDR 
herstellen, die Politik der Parteiführung in der 
Bevölkerung kritisieren, die Kluft zwischen 
Bevölkerung und gegenwärtiger SED-Führung 
vertiefen, aber gleichzeitig einen Volksauf­
stand in der DDR verhindern 

Die Gefahr eines Aufstandes der Bevölke­
rung in der DDR wäre nur gegeben, wenn die 
stalinistische Ulbricht-Gruppe weiterhin an 
der Spitze unserer Partei bliebe und 
es den oppositionellen Kräften in der SED 
nicht gelänge, die Stalinisten aus der Partei­
führung zu entfernen. 

Wenn uns jedoch die Reformierung der SED 
auf der Grundlage der vorliegenden Plattform 
von innen her gelingt, dann wird es keinen 
zweiten Volksaufstand in der DDR geben. Das 
verpflichtet uns, alle unsere Kräfte einzu­
setzen, um die Partei von den Stalinisten zu 
säubern und durch eine veränderte Politik das 
Vertrauen der Arbeiterklasse und des ge­
samten Volkes wiederzugewinnen. 

Die Europäische Atomgemeinschaft 
Auszug auê dem Inhalt des Vertrage» über Euratom I Von Joadiim Schwelten 

Nach dem Auszug au* dem Inhalt des Ver­
trages über den Gemeinsamen Markt (vergleiche 
F A.Z. vom β. M .rrentlichen wir heut· 
eine zusammen: Inhalts des 
„Vertrages über die Gründung einer europäi­
schen Atomgern. »ATOM). Beide 
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sorgung aller 
rinstoffen 

ten. daß 
als den vor-

Ge-

meinschaf t soll das ihr zuerkannte Eigentums-
recht au ren spaltbaren Stoffen aus­
üben, ausgedehnte Absatzmärkte und den 
Zugang zu den besten technischen Mitteln 

era und auf dem Gebiet der Kernenergie 
zu den anderen Landern und den internatio­
nalen Organisationen die Verbindungen her­
stellen. 

Analog den Bestimmungen des Gemein­
samen Marktes hat die Atomgemeinschaft 
folgende Org. 

ne Versammlung, die sich aus von den 
Parlamenten der Mitgiiedstaaten ernannten 
Abgeordneten zusammensetzt Von den 142 
Abgeordneten stellen die Bundesrepublik, 
Frankreich und Italien je 36, Belgien und 

ind je 14, Luxemburg β. Sie hat jährlich 
eine — Ende Oktober beginnende — Sitzungs­
periode und übt Beratung;- und Kontroll­
befugnisse aus. 

2. Einen Rat, der aus je einem Regierungs­
mitglied der sechs Unterzeichner zusammen­
gesetzt wird (Ministerrat). Sofern der Rat 
Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit zu 
fassen hat, werden die Stimmen der Mitglie­
der folgendermaßen gewogen: Die Bundes­
republik, Frankreich und Italien je 4, Belgien 
und Holland je 2 Stimmen, Luxemburg eine 

ine. Dem Rat obliegt der größte Teil der 
Entscheidungen in der Gemeinschaft. 

3. Eine Kommission. Sie besteht au* fünf 
Mitgliedern verschiedener Staatsangehörig­
keit, die aber alle Staatsangehörige der Mit­
giiedstaaten sein müssen. Sie sollen auf Grund 

Befähigung ausgewählt werden und 
<·η vojle Gewähr für ihre Unabhängig­

keit H· Mitgliederzahl der Kommis-
in vom Rat ι 

ert werden. Ihre Amtszeit be­
re, die Wiederernennung ist zu-

Rrnennung erfolgt durch die Re­
bung von Kom-

lun-
ist auf Antrag des Rate* oüer der Κ 

mission durch den Gerichtshof der Gemein­
schaft zulässig. 

Die Kommissionsmitglieder dürfen Anwei­
sungen von einer Regierung oder einer an­
deren Stelle weder anfordern noch entgegen­
nehmen. Während ihrer Amtszeit dürfen s i · 
keine andere Berufetätigkeit ausüben. Der 

dent und der Vizepräsident der Kom­
mission werden unter deren Mitgliedern auf 
zwei Jahre gewählt; die Wiederwahl ist zu-
I issig 

Die Kommission hat die Aufgabe, für dl · 
Anwendung der Vertragsbestimmungen oder 
der sich daraus ergebenden weiteren Verein­
barungen zu sorgen, Empfehlungen oder 
Stellungnahmen abzugeben, aber auch nach 
Maßgabe des Vertrages eigene Entscheidun­
gen zu treffen. Ihre Beschlüsse werden mit 
Mehrheit gefaßt 

Bei der Kommission wird ein aus 20 vom 
Rat nach Anhören der Kommission zu ernen­
nenden Mitgliedern bestehender Beirat fur 
Wissenschaft und Technik gebildet, der be­
ratende Funktionen hat. Die an keine Wei­
sungen gebundenen Mitgliedern»des Beirate· 
werden auf fünf Jahre ernannt, die Wieder­
wahl ist zulässig. 

4. Der Gerichtshof, der aus sieben Richtern 
besteht und von zwei Generalanwäiten unter­
stützt wird. Seine Aufgabe ist die Wahrung des 
Rechts bei der Auslegung und Anwendung des 
Euratom-Vertrages. 

(Es ist möglich, aber noch nicht entschie­
den, daß einige dieser Organe künftig mit den 
entsprechenden Organen der Motanumon 
und des Gemeinsamen Marktes h ein 
werden) 

Der Rat und die Kommission werden 
schließlich nodi durch einen Wu ; 
Sozia, mit beratenden Ku: 
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